BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 25. Juli 2017, IX B 50/17

Darlegung der grundsitzlichen Bedeutung - Beurteilung der Einkiinfteerzielungsabsicht bei Ferienwohnungen
ECLI:DE:BFH:2017:B.250717.1XB50.17.0

BFH IX. Senat

FGO & 115 Abs 2 Nr 1, FGO § 116 Abs 3 S 3, EStG & 21 Abs 1, EStG VZ 2012

vorgehend Niedersdchsisches Finanzgericht, 28. Februar 2017, Az: 2 K 66/16
Leitsatze

1. NV: Fur die Darlegung der grundsatzlichen Bedeutung einer Rechtssache muss der Beschwerdefihrer eine konkrete
Rechtsfrage formulieren und substantiiert auf ihre Klarungsbedurftigkeit, Klarungsfahigkeit und ihre tUber den Einzelfall
hinausgehende Bedeutung eingehen. Erforderlich ist ferner ein konkreter und substantiierter Vortrag, aus welchen
Grinden die Klarung der Rechtsfrage im Interesse der Rechtssicherheit, Rechtseinheitlichkeit oder Rechtsentwicklung im
allgemeinen Interesse liegt .

2. NV: Es ist geklart, dass in die zur Ermittlung der Einklnfteerzielungsabsicht durchzufiihrende Prognoserechnung auch
nach Beginn der Vermietungstatigkeit eintretende tatsachliche Veranderungen, die auf eine zuklnftige Verbesserung der
Einnahmensituation schliefsen lassen, einzubeziehen sind .

Tenor

Die Beschwerde der Klager wegen Nichtzulassung der Revision gegen das Urteil des Niedersachsischen Finanzgerichts
vom 1. Marz 2017 2 K 66/16 wird als unzuldssig verworfen.

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens haben die Klager zu tragen.

Grunde

1 Die Beschwerde ist unzulassig.

2 1. Die Klager und Beschwerdefuhrer (Klager) machen nicht in der gebotenen substantiierten Weise (§ 116 Abs. 3
Satz 3 der Finanzgerichtsordnung --FGO--) den Revisionszulassungsgrund nach & 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO
(grundsatzliche Bedeutung) geltend.

3 Fur die Darlegung der grundsatzlichen Bedeutung einer Rechtssache muss der Beschwerdeflihrer eine konkrete
Rechtsfrage formulieren und substantiiert auf ihre Klarungsbedurftigkeit, Klarungsfahigkeit und ihre uber den
Einzelfall hinausgehende Bedeutung eingehen. Erforderlich ist ferner ein konkreter und substantiierter Vortrag, aus
welchen Grunden die Klarung der Rechtsfrage im Interesse der Rechtssicherheit, Rechtseinheitlichkeit oder
Rechtsentwicklung im allgemeinen Interesse liegt (standige Rechtsprechung, vgl. u.a. Beschluss des
Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 5. Januar 2017 VI B 8/16, BFH/NV 2017, 602, m.w.N.).

4  Hier haben die Klager weder eine Rechtsfrage, die Uber die materiell-rechtliche Beurteilung des Streitfalles hinaus
im allgemeinen Interesse einer hochstrichterlichen Klarung bedarf, in der gebotenen Weise herausgestellt noch
hinreichend dargelegt, aus welchen Griunden eine Entscheidung des BFH im Interesse der Rechtssicherheit,
Rechtseinheitlichkeit oder Rechtsentwicklung erforderlich sein soll.

5 Die Klager wenden sich nach dem sachlichen Gehalt ihres Beschwerdevorbringens vielmehr nur gegen die
erstinstanzliche Entscheidung des Finanzgerichts (FG), die ihrer Ansicht nach fehlerhaft die behauptete
Uberschusserzielungsabsicht im Streitjahr 2012 als nicht erwiesen angesehen habe. Damit setzen die Kliger ihre
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eigene Rechtsauffassung an die Stelle des FG; mit der darin liegenden Riige einer fehlerhaften Rechtsanwendung
konnen die Klager im Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren nicht gehért werden (z.B. BFH-Beschluss vom 4. Juni
2003 IX B 29/03, BFH/NV 2003, 1212).

6  2.Im Ubrigen ist die von den Kldgern angesprochene Rechtsfrage, ob in die zur Ermittlung der
Uberschusserzielungsabsicht durchzufiihrende Prognoserechnung auch nach Beginn der Vermietungstatigkeit
eintretende tatsachliche Veranderungen, die auf eine zukunftige Verbesserung der Einnahmensituation schliefsen
lassen (wie z.B. eine beabsichtigte Dauervermietung), einzubeziehen sind, in der Rechtsprechung des BFH geklart
(vgl. u.a. BFH-Urteil vom 16. September 2015 IX R 31/14, BFH/NV 2016, 188, m.w.N.). Gleiches gilt fur die im
Zusammenhang mit der Beurteilung der Einklinfteerzielungsabsicht bei Ferienwohnungen bedeutsamen
Rechtsfragen (vgl. zuletzt BFH-Urteil vom 31. Januar 2017 IX R 23/16, BFH/NV 2017, 897, unter Il.1.a mit
umfangreichen Nachweisen).

7  3.Von einer weiter gehenden Begrindung wird gemaf’ & 116 Abs. 5 Satz 2 FGO abgesehen. Die Kostenentscheidung
beruht auf & 135 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 2 von 2


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201750208/

	Beschluss vom 25. Juli 2017, IX B 50/17
	Leitsätze
	Tenor
	Gründe


